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In der traditionellen Veranstaltung
„GdP-Wahlprüfsterne“ am 26. 11.
2007 sind für die bevorstehende
Landtagswahl klare Positionen der
Landtagsfraktionen deutlich gewor-
den.

Aus Sicht der Tarifbeschäftigten kön-
nen die Aussagen der Fraktionen zu den
wichtigsten Themen nicht unterschiedli-
cher sein. Erwartungsgemäß gibt es im
Wesentlichen zwei Lager: CDU und FDP
setzen auf eigenständige hessische Tarif-
verträge mit der bereits umgesetzten
CDU-Variante des Tarifdiktats. 

SPD und  GRÜNE wollen in die Tarif-
gemeinschaft der Länder (TdL) zurück-
kehren. Wesentlich hierbei ist, dass beim
Wiedereintritt in die TdL neben der mate-
riellen Besserstellung auch die Wochenar-
beitszeit für unsere Kolleginnen und Kol-
legen auf ein erträgliches Niveau gebracht
werden könnte. Und dies hat auch Aus-
wirkungen auf die hessischen Beamtinnen
und Beamten. Die Aussagen von SPD und
GRÜNE lassen keinen Zweifel daran,
dass auch im Beamtenbereich die 40-Stun-
den-Woche nicht überschritten werden
soll, wobei CDU und FDP für die 42-Stun-
den-Regelung stehen.

Die CDU behauptet in ihrer Stellung-
nahme, mit den Polizeibeschäftigten, die
heute zur Wahrnehmung vollzugspolizei-
licher Aufgaben zusätzlich zur Verfügung

stünden, alles getan zu haben, um den po-
lizeilichen Aufgaben gerecht zu werden.
Mit dem Haushalt 2008 sollen 33 Stellen in
den Bereichen Internetkriminalität, Anti-
terrordatei, DNA-Analyse und Personen-
überprüfungen geschaffen werden.

Im Gegenzug beabsichtigt die SPD, den
Abbau von 360 Vollzugsstellen im Rah-
men der PVS wieder rückgängig zu ma-
chen und darüber hinaus die jährlichen
Ruhestandsversetzungen auszugleichen
sowie zusätzlich 200 Polizeianwärter pro
Jahr einzustellen, um zum Ende der kom-
menden Wahlperiode über 1000 zusätzli-
che Kolleginnen und Kollegen zu verfü-
gen. Bei dem Thema Strukturveränderun-
gen von Polizeidienststellen wollen fast al-
le Fraktionen eine Präsenzerhöhung. Zu
diesem Zweck setzt die SPD auf die bishe-
rigen Strukturen, den Fortbestand der Be-
reitschaftspolizei und den Wegfall des
Freiwilligen Polizeidienstes. Anders die
CDU, die den Freiwilligen Polizeidienst
ausbauen will und die Präsenzerhöhung
mit dem Schließen/Zusammenlegen von
Revieren und Stationen rechtfertigt.

Bedeutsame Visionen gibt es bei der
Frage der beklagenswerten Stellenstruk-
tur der hessischen Polizei. Hier beabsich-
tigt die SPD-Fraktion den Zugang zu den
Beförderungsämtern A 11 bis A 13 BBO
deutlich zu verbessern und von derzeit 22
Prozent auf 30 Prozent anzuheben. Mit
diesem Hebungsprogramm wäre eine lan-
deseinheitliche Dienstpostenbewertung
mit Mindeststandards für Führungsfunk-
tionen (z. B. DGL, Revier-, Stations- und
Kommissariatsleiter) zu gewährleisten.
Auch Sachbearbeiter mit entsprechenden
Funktionen könnten in diesen Stellenkor-
ridor (A 11 bis 13) befördert werden. 

Zur Frage der Fortführung der zweige-
teilten Laufbahn haben sich die Vertreter
aller Landtagsfraktionen klar und deutlich
zu dieser bekannt. Damit sollten Spekula-
tionen über andere Laufbahnmodelle
vom Tisch sein!

Das hessische Personalvertretungs-
recht hat durch Gesetzesänderungen der
letzten sieben Jahre massive Einschnitte
hinsichtlich der Mitbestimmung und der
Betreuung von Polizeibeschäftigten mit
sich gebracht. CDU und FDP sehen im
Gegensatz zu SPD und GRÜNE keine

Veranlassung, diese Einschnitte rückgän-
gig zu machen. In der personalrätlichen
Praxis der letzten Jahre wurden alle Perso-
nalräte bei größeren und kleineren Struk-
turveränderungen mithin nur in Kenntnis
gesetzt, bestenfalls um Mitwirkung gebe-
ten. Die damit verbundenen Personal-
maßnahmen unterliegen somit nicht mehr
der Mitbestimmung!

Ich erlaube mir an dieser Stelle auf die
ausführliche Berichterstattung unserer
„Wahlprüfsterne“ in dieser Ausgabe zu
verweisen, wo weitere interessante The-
menkomplexe, wie z. B. Ruhegehaltsfä-
higkeit der Polizeizulage, Übernahme von
Auszubildenden von den Fraktionen be-
antwortet wurden.

Eine Sicherheits- und Personal-
politik, die nach politischem
Strickmuster dieser Landesre-
gierung starken Schwankungen
unterworfen ist, indem kurz vor
Landtagswahlen dem geneigten
Wähler das Blaue vom Himmel
versprochen und unmittelbar
nach Landtagswahlen knallhar-
te Einschnitte und Sparsanktio-
nen offenbart wurden, haben
wir schmerzhaft erleben dürfen.

Noch Anfang März 2003 versprach Mi-
nisterpräsident Koch: „Es gibt keine
Schlechterstellung für die Beamten“ –
Wochen später wurde die 42-Stunden-
Woche eingeführt. Innenminister Bouf-
fier am 30. 8. 2006: „Beim Prozess der Fö-
deralismusreform werden alle Gewerk-
schaften qualifiziert beteiligt.“ Am 15. 5.
2007, ein Tag vor der Auftaktveranstal-
tung zur Beamtenreform, wurde das Be-
soldungsdiktat einseitig verkündet. Ver-
trauen und Verlässlichkeit sehen anders
aus.

Bei den klaren und sehr unterschiedli-
chen Positionen der Landtagsfraktionen
zur Sicherheits- und Personalpolitik ha-
ben nunmehr unsere Kolleginnen und
Kollegen am 27. 1. 2008 die Wahl. Wählen
gehen ist Bürgerpflicht! Wer nicht wählt,
überlässt die Verantwortung anderen!

Unterschiedliche und klare Positionen!
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Wie bereits zu den vorangegangenen
Landtagswahlen hat die GdP den Partei-
en polizeispezifische Fragen gestellt.
Nachfolgend sind die wichtigsten Fragen
und die Antworten der Parteien abge-
druckt. 

Den vollständigen Fragenkatalog und
die dazu gemachten schriftlichen Aussa-
gen der Parteien können im Internet un-
ter www.gdp.de/hessen nachgelesen wer-
den.

Tarifpolitik

Die Tarifbeschäftigten der hessi-
schen Polizei sind eine wichtige

Säule der Polizeiarbeit und leisten eine
qualifizierte Arbeit. Das aktuelle Tarif-
diktat stellt sie schlechter als vergleichba-
re Beschäftigte in anderen Bundesländern.

Frage: Sind Sie bereit, die Ergebnisse
der TdL auf Hessen zu übertragen und
den hessischen Alleingang zu beenden? 

Die FDP hat sich gegen
eine Rückkehr des Landes
Hessen in die TdL und die

Übernahme des TV-L ausgesprochen.
Wir möchten maßgeschneiderte hessi-
sche Lösungen finden. 
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Mit dem „Gesetz über
Einkommensverbesserun-
gen für Tarifbeschäftigte im

öffentlichen Dienst des Landes Hessen“
hebelt die CDU-Mehrheit in Hessen un-
ter Roland Koch einmal mehr die Tarif-
autonomie aus, weil sie nicht das Ergeb-
nis von Tarifverhandlungen umsetzt, son-
dern auf Gutsherrenart beschließt, was
sie für eine angemessene Tariferhöhung
hält. Es wäre das erste Mal seit den Not-
verordnungen von Reichskanzler Brü-
ning in der Weimarer Republik, dass eine
Tarifveränderung nicht das Ergebnis von
Tarifverhandlungen ist. Zudem erhalten
dadurch die hessischen Angestellten statt
2,9% mehr, wie im TVöD für die Länder
verhandelt, nur 2,4% zusätzlich. Dazu
wird die Erhöhung erst zum 1. April und
nicht schon zum 1. Januar ausgezahlt.
Und wer einen Vertrag mit 42 Stunden
Wochenarbeitszeit hat, muss diese Stun-
den auch weiterhin leisten. BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN kritisieren den Aus-
tritt des Landes aus der TdL. Wir werden
bei einer Regierungsbeteiligung dafür
sorgen, dass Hessen in die TdL zurück-
kehrt, damit es wieder reguläre Tarifver-
handlungen gibt und das Land Hessen
wieder zu einem verlässlichen und tarif-
treuen Arbeitgeber wird.

Sind Sie bereit, die Ergeb-
nisse der TdL auf Hessen zu
übertragen und den hessi-

schen Alleingang zu beenden?
Die vom Hessischen Landtag gerade

beschlossene gesetzliche Regelung für
Tarifbeschäftigte (GEVerbTöD) bedeu-
ten finanzielle Einkommensverbesse-
rung in Höhe von insgesamt 3,1%; die
Beschäftigten erhalten eine Einmalzah-
lung noch in diesem Jahr und eine Ein-
kommenssteigerung von 2,4% ab April
2008. Leider hat die GdP wie auch die
SPD und Bündnis 90/Grüne die vom
Landtag beschlossenen Gehaltsverbesse-
rungen vehement abgelehnt.

Wegen der sog. Meistbegünstigungs-
klausel konnte mit den Gewerkschaften
keine Einigung in Tarifverhandlungen
erzielt werden. Mithin war die CDU ge-
zwungen, die Erhöhung auf gesetzlichem
Wege zu beschließen, damit die Tarifbe-
schäftigten auf eine Einkommensverbes-
serung nicht verzichten müssen. Für die
nächste Tarifrunde hofft die CDU dafür
auf eine Verhandlungsbereitschaft der
Gewerkschaften und eine Abkehr von

der Fessel der Meistbegünstigungsklau-
sel.

Das Land Hessen wird nicht in die Ta-
rifgemeinschaft der Länder (TdL) zu-
rückkehren, weil es damit seine Freiheit,
hessenspezifische Vergütungsstrukturen
zu schaffen, aufgebe. Bis zum 31. März
2004 war das Land Hessen Mitglied der
TdL. Die TdL handelt mit den Gewerk-
schaften einheitliche Regelungen für die
Tarifbeschäftigten aller beteiligten Bun-
desländer aus. Individuelle länderspezifi-
sche Besonderheiten und Regelungs-
wünsche können naturgemäß kaum be-
rücksichtigt werden. Trifft ein Land selb-
ständig abweichende Regelungen von
den Tarifwerken, die die TdL ausgehan-
delt hat, kann dies als satzungswidriges
Verhalten den Ausschluss aus der TdL
mit sich bringen, wie es zum Beispiel dem
Land Berlin im Jahr 1994 widerfahren ist.
Vor diesem Hintergrund war das Land
Hessen bis zu seinem Austritt im Jahr
2004 stets an die Verhandlungsergebnis-
se der TdL gebunden. Infolge seines Aus-
tritts aus der TdL und nachdem das bis-
herige Tarifrecht insbesondere BAT und
MTArb – in den TdL-Ländern zum
1. November 2006 durch den Tarifvertrag
für den öffentlichen Dienst der Länder
(TV-L) abgelöst worden ist und damit
auch für Hessen nicht mehr zwingend
gilt, ist das Land jetzt frei, die tariflichen
Arbeitsbedingungen seiner Arbeitneh-
mer selbständig zu verhandeln. Ein län-
derübergreifender Konsens wie noch zu
TdL-Zeiten ist nicht mehr erforderlich,
die Vergütungsstrukturen können allein
hessenspezifisch ausgestaltet werden.
Damit kommt das Land seiner Vorbild-
funktion nach. Nicht hingegen dadurch,
dass es eine Regelung übernimmt, die
„gut für 14 Länder ist“, aber über den
Länderfinanzausgleich von Hessen mitfi-
nanziert werden muss. Es bleibt das er-
klärte Ziel der Landesregierung, die neue
Verhandlungsfreiheit zu nutzen, um
langfristig eine eigene Tariflandschaft
Hessen zu schaffen und insoweit unab-
hängig von den übrigen Bundesländern
zu bleiben. Wesentliche Merkmale einer
solchen Tariflandschaft Hessen sind die
Kombination aus linearer Erhöhung und
Einmalzahlung im Bereich der Vergü-
tung sowie die Familienförderung. Diese
Regelungsziele sind bereits im jüngst be-
schlossenen Gesetz über Einkommens-
verbesserungen für Tarifbeschäftigte
(GEVerbTöD) aufgenommen. Darüber

GdP stellt Fragen – Parteien antworten!
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Beamtinnen und Beamte auf die Straße
zu bringen und damit einen wesentlichen
Beitrag zur Bekämpfung der Kriminali-
tät und zur Erhöhung des Sicherheitsge-
fühls zu leisten. Die Reformen, die auf
Vorschlag der Polizeipräsidien erfolgten,
zielten darauf ab, die Streifenpräsenz zu
erhöhen, um damit mehr Sicherheit für
die Bürgerinnen und Bürger zu schaffen.
Die durchgeführten Maßnahmen sind er-
folgreich verlaufen; insgesamt konnte
durch gezielte Optimierungen die Poli-
zeipräsenz vor Ort erhöht werden, was zu
einer Verbesserung der inneren Sicher-
heit geführt hat.

Die hessische Bereitschaftspolizei ist
eine wichtige Säule in der Sicherheitsar-
chitektur des Landes Hessen. Mit der Po-
lizei-Reform im Jahr 2001 wurde auch bei
der hessischen Bereitschaftspolizei eine
Organisationsüberprüfung mit dem Ziel
der Optimierung eingeleitet. Der dazu
entwickelte Prüfauftrag lautet im Kern:
„Erarbeitung von Vorschlägen für eine
zukunftsorientierte Optimierung der auf-
bau- und ablauforganisatorischen Struk-
turen der hessischen Bereitschaftspoli-
zei“.

Die strategischen Zielsetzungen der
Organisationsüberprüfung sind eindeu-
tig definiert:
• Unterstützung des polizeilichen Einzel-

dienstes,
• die Steigerung des Einsatzwertes und

Ausbildungsstandes der geschlossenen
Einheiten, 

• die Optimierung der Stabs-, Quer-
schnitts- und Serviceaufgaben.
Mit der Durchführung ist eine Projekt-

gruppe beauftragt, in die der Hauptper-
sonalrat auch im Lenkungsausschuss ein-
gebunden ist.  

Wochenarbeitszeit der
Polizeibeschäftigten 

Über zwei Millionen Überstun-
den und ständig wechselnde Ein-

satzzeiten und Einsatzorte sind Beleg für
eine enorme Einsatzbelastung. Die 42-
Stunden-Woche belastet insbesondere
die Kolleginnen und Kollegen im
Schichtdienst. 

Frage: Wie stehen Sie zur Wochenar-
beitszeit?

BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN haben sich seit Beginn
der Operation Düstere Zu-

kunft gegen die 42-Stunden-Woche für
Beamte und Angestellte ausgesprochen. 

hinaus bleiben sie aber auch für künftige
Tarifverhandlungen von Bedeutung.

Die SPD macht in ihrem
Wahlprogramm zur künfti-
gen Tarifpolitik eindeutige
Aussagen:

Wenn die SPD nach der
Landtagswahl am 27. Januar 2008 die
Regierungsverantwortung übernommen
hat, werden wir die tarifliche Hängepar-
tie der rund 4500 Tarifbeschäftigten bei
der Polizei und den übrigen Landesdien-
sten beenden und wieder der TdL beitre-
ten

Damit werden wir auch wieder zu dem
Grundsatz zurückkehren, dass das Beam-
tenrecht dem Tarifrecht folgen werde
und nicht umgekehrt.

Verfassungswidrige Eingriffe in die
Tarifautonomie – wie derzeit durch die
hessische CDU – wird es mit einer von
der SPD geführten Landesregierung
nicht geben.

In Hessen wird der öffentliche Dienst
dann nicht mehr von den Einkommens-
verbesserungen in den anderen Ländern
abgekoppelt sein.

Dafür stehen Andrea Ypsilanti und
Jürgen Walter.

Strukturveränderungen von
Polizeidienststellen/Bestand der

Bereitschaftspolizei

Als Folge des dramatischen Per-
sonalabbaus bei der hessischen Po-

lizei wurden landesweit Schichtdienstre-
viere und -stationen aufgelöst. Zudem ist
beabsichtigt, Personal und Stellen bei der
Bereitschaftspolizei abzubauen.

Frage: Wie gehen Sie zukünftig mit der
Dienststellenstruktur um?

Welche Rolle spielt für Sie die hessi-
sche Bereitschaftspolizei?

Zu Strukturveränderun-
gen von Polizeidienststel-
len/Bestand der Bereit-
schaftspolizei. Mit der SPD
wird es keinen Rückzug der

Polizei aus der Fläche geben. Anders als
die Landesregierung, die erst zehn Amts-
gerichte in ländlichen Regionen ge-
schlossen sowie zwei weitere zu Außen-
stellen anderer Amtsgerichte gemacht
hat und zudem die Zusammenlegung so-
wie teilweise und gänzliche Schließung
von Polizeidienststellen einleitete, wer-
den wir die Bevölkerung in der Fläche
und die Kommunen bei der Erhaltung
der inneren Sicherheit nicht im Regen
stehen lassen.
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Bereits die von uns vorgesehene Wie-
derherstellung der personellen Einsatz-
fähigkeit der Polizei zeigt, dass die SPD
das Ziel hat, dass wir in Hessen wieder ei-
ne für die Bürgerinnen und Bürger sicht-
bare und präsente Polizei bekommen
werden. Dies bedeutet auch, dass in der
Fläche keine Polizeidienststellen ge-
schlossen werden.

Nach der im Jahre 2000
mit Wirkung ab dem Jahre
2001 durchgeführten Neuor-

ganisation der Polizei sehen wir keinen
grundsätzlichen Reformbedarf. Aller-
dings erscheint es aus unserer Sicht prü-
fenswert, ob die Bereitschaftspolizei in
der bisherigen Organisationsform zu-
kunftsfähig ist. Hier werden wir darauf
dringen, eine umfassende Evaluation der
vorhandenen Strukturen unter Berück-
sichtigung der tatsächlichen Einsatzfel-
der durchzuführen. Möglicherweise kann
an der einen oder anderen Stelle auch or-
ganisatorisch noch etwas verbessert wer-
den. 

Grundsätzlich kritisieren
BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN die Einteilung in Land-

kreise und setzen sich langfristig für das
Aufstellen von Regionalkreisen ein. Dies
bedeutet jedoch nicht, dass bewährte Po-
lizeistrukturen über den Haufen gewor-
fen werden. Im Polizeibereich gilt es in
Ruhe und behutsam die Stärken und
Schwächen der jetzigen Struktur zu ana-
lysieren. Bei allen notwendigen Verände-
rungen sollen die Personalvertretungen
von Anfang an eingebunden werden.
Grundsätzlich sind wir für den Erhalt der
bestehenden Polizeistationen, um eine
bürgernahe Polizei garantieren zu kön-
nen.

Die Bereitschaftspolizei leistet einen
wichtigen Beitrag für die innere Sicher-
heit in Hessen und bei länderübergrei-
fenden Einsätzen sowie bei der Unter-
stützung des polizeilichen Einzeldienstes.
Das Vorhalten einer Organisationsform,
die flexibles Handeln gewährleistet, hat
sich bewährt und muss erhalten bleiben.

Mit der Polizeiorganisati-
onsreform 2001 wurde be-
wusst die „untere Dienststel-

lenstruktur“ ausgenommen, in der im
Kern die bürgernahen polizeilichen Auf-
gaben wahrgenommen werden. Ein wei-
terer wichtiger Folgeschritt war es daher,
eine Strukturverbesserung bei den Basis-
dienststellen der Polizei, den Polizeista-
tionen, Polizeiautobahnstationen und
den Polizeirevieren zu prüfen, um mehr

LANDESJOURNALHessen
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wer-
den bei einer Regierungsbeteiligung da-
für sorgen, dass das Land Hessen wieder
in die Tarifgemeinschaft der Länder zu-
rückkehrt. Dies wird zur Folge haben,
dass die Arbeitszeit für die Angestellten
wieder auf unter 40 Stunden sinkt. Eben-
so wird die Arbeitszeit der Beamtinnen
und Beamten dem Tarifbereich folgen
und ebenfalls auf unter 40 Stunden abge-
senkt werden. So werden wir die Motiva-
tion und Arbeitszufriedenheit im Lan-
desdienst verbessern.

Angesichts der schwieri-
gen finanzpolitischen Lage
mussten alle erdenklichen

Anstrengungen unternommen werden,
um zu einer nachhaltigen Verbesserung
der Haushaltslage zu kommen. Mit den im
Rahmen der „Operation sichere Zukunft“
im Beamtenbereich vorgenommenen Än-
derungen konnten die Personalkosten, die
den größten Aufgabenblock des Landes
darstellen, konstant gehalten werden.
Diese Maßnahme ist sicherlich nicht
leichtgefallen – nichts ist unpopulärer, als
Einsparungen vorzunehmen –, sie war je-
doch für die erfolgreiche Konsolidierung
des Haushalts dringend notwendig.

Die Landesregierung ist
mit dem Versprechen ge-
startet, die hessischen Be-
amten nicht anders und da-
mit nicht schlechter zu be-

handeln als die Tarifbeschäftigten. Da -
raus wurden dann 42-Stunden-Woche
und Personalabbau sowie ein mit dem
DBB hinter verschlossenen Türen ausge-
handeltes Arbeitszeitmodell, dass die 42-
Stunden-Woche für alle unter 50 Jahren
manifestiert. Dies bedeutet für alle Be-
amten im Schicht- und Wechseldienst
rund 15 Arbeitstage mehr im Jahr. Im Ta-
rifbereich gilt nach wie vor grundsätzlich
die 38,5-Stunden-Woche in Hessen, wo-
bei auch hier die Landesregierung bereits
Verschlechterungen herbeigeführt hat.

Die SPD hat sich demgegenüber in ih-
rem Wahlprogramm eindeutig für eine
40-Stunden-Woche ausgesprochen, die
nach unserer Regierungsübernahme für
Beamte und Angestellte in gleichem Ma-
ße gelten wird.

Die FDP setzt sich nicht
für die Forderung nach einer
Rücknahme der erhöhten

Wochenarbeitszeit ein. Wir Liberalen ha-
ben seinerzeit ebenfalls eine Anhebung
der Wochenarbeitszeit gefordert. Die

von der CDU-Landesregierung einge-
führte nach dem Lebensalter gestaffelte
Wochenarbeitszeit von 40 bis 42 Stunden
erscheint uns im Prinzip akzeptabel, wo-
bei wir auch eine Angleichung der Ar-
beitszeit der Beamten und der Arbeits-
zeit der Angestellten als sinnvoll und not-
wendig erachten.

Auch vor dem Hintergrund der Tatsa-
che eines enormen und ohne Gegen-
steuerung auch weiter ansteigenden Ver-
schuldung des Landes erscheint uns die-
ser Weg als der einzig gangbare. 

Lebensarbeitszeit der Polizei -
beamtinnen und -beamten

Mit 60 muss für Polizeivollzugs-
beamtinnen und -beamte Schluss

sein. Der gesundheitsbelastende Polizei-
dienst rechtfertigt diese Regelung nach-
haltig!

Frage: Beabsichtigen Sie die bestehen-
de Regelung beizubehalten?

Der Entwurf des Beam-
tenstatusgesetzes sieht keine
konkrete Altersgrenze für

den Eintritt in den Ruhestand vor. Diese
ist durch den Landesgesetzgeber zu be-
stimmen. Das gilt ebenso für den Zeit-
punkt des Eintritts als auch für das Verfah-
ren. Soweit eine Lebensarbeitszeitverlän-
gerung bei den hessischen Beamtinnen
und Beamten umgesetzt werden sollte,
werden allerdings gesundheitliche Überle-
gungen ebenso einzubeziehen sein wie die
Anpassung der Versorgungsabschläge und
mögliche Regelungen für Personen, die
bereits 45 Arbeitsjahre lang gearbeitet ha-
ben. Im Rahmen der Dienstrechtsreform
in der nächsten Legislaturperiode wird die-
se Frage in Zusammenarbeit mit den Ge-
werkschaften überprüft werden. Zum jet-
zigen Zeitpunkt sind noch keine detaillier-
ten Aussagen möglich.

Die Veränderungen im
Rentenversicherungsrecht
haben dazu geführt, dass die
Versicherten in der Zukunft
bis zum 67. Lebensjahr ar-

beiten müssen.
Vor diesem Hintergrund wird es

grundsätzlich auch in Hessen zu einer
Verlängerung der Lebensarbeitszeit für
Beamte kommen müssen. In welchem
Umfang es in Hessen zu einer Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit für Beamte
kommen wird und ob es eine Sonderrege-
lung für die Polizei im Allgemeinen ge-
ben wird, lässt sich zum gegenwärtigen
Zeitpunkt allerdings noch nicht sagen.

Zu beachten ist aber, dass die Polizei-
beamtinnen und -beamten, die im
Schicht- und Wechseldienst eingesetzt
sind, besonderen Belastungen ausgesetzt
werden. Hier werden wir abweichend
von den tarifvertraglichen Gegebenhei-
ten dafür Sorge tragen, dass jeder, der 25
Jahre lang seinen Dienst im Schicht- und
Wechseldienst versieht, mit 60 Jahren in
den Ruhestand versetzt werden kann.

Nach Auffassung der
FDP muss auch bei der künf-
tigen Gestaltung der Le-

bensarbeitszeit von Polizeibeamtinnen
und -beamten die besondere gesundheit-
liche Belastung insbesondere im Schicht-
dienst Rechnung getragen werden. Wir
möchten für den gesamten öffentlichen
Dienst eine flexible Pensionseintrittsre-
gelung erreichen, die es allen Beamtin-
nen und Beamten ermöglicht, bereits ab
dem 60. Lebensjahr in den Ruhestand zu
gehen. Bei diesem Modell würde dann
auch künftig für Polizeivollzugsbeamtin-
nen und -beamte die Möglichkeit beste-
hen, mit Vollendung des 60. Lebensjah-
res pensioniert zu werden.  

Für BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gibt es für den
Zeitpunkt des Renten- bzw.

Pensionseintritts zwischen den Beamten
und den Angestellten keinen grundsätzli-
chen Unterschied. Dies gebietet schon
der Grundsatz der sozialen Gerechtig-
keit. Aufgrund der demografischen Ent-
wicklung in Deutschland und der Ent-
wicklung der Beitragseinnahmen der ge-
setzlichen Rentenversicherung ist das
Renteneintrittsalter 67 für die Geburts-
jahrgänge ab 1964 beschlossen worden. 

Für Beamtinnen und Beamte in be -
sonders belastenden Dienstsituationen, ver-
bunden mit Schichtdienst, halten wir weiter-
hin Ausnahmen beim Pensions eintritt für
richtig. Dazu gehört, dass die jetzt bestehen-
de Regelung beibehalten wird.

LANDESJOURNAL Hessen
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WAHLPRÜFSTERNE

Den vollständigen Fragenkatalog und
die dazu gemachten schriftlichen Aussa-
gen der Parteien können im Internet un-
ter www.gdp.de/hessen nachgelesen wer-
den.
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Mit einer landesweiten überparteili-
chen Unterschriftenaktion bittet die hes-
sische GdP die Bürgerinnen und  Bürger
um Unterstützung. 

Stellenstreichungen, Personalabbau
und neue Kriminalitätsformen können
neben einer gewaltigen Arbeitsverdich-
tung mit Millionen von Überstunden und
der Reduzierung von Personal nicht oh-
ne Folgen bleiben, sagte der GdP-Lan-
desvorsitzende Jörg Bruchmüller An-
fang Dezember auf einer Pressekonfe-
renz. 

Was Regierungsprogramme wirklich
wert sind, zeigt sich immer am Ende einer
Wahlperiode. Im Regierungsprogramm
für die ablaufende Wahlperiode steht:
„… Es ist unser Ziel, die Besetzungslü -
cke der Polizei zu schließen. Hierzu wird
die Ausbildungsoffensive der Polizei
fortgesetzt …“ Gemessen an dieser Ab-
sichtserklärung aus dem Jahre 2003, die
bestätigt, dass eine Personallücke bei der
Polizei vorhanden ist, hat Innenminister
Bouffier in Beantwortung einer Land-
tagsanfrage zugegeben, dass von 2001 bis
2006 360 Stellen für die Vollzugspolizei
weggefallen sind, und dies ist um 360 wei-
tere Vollzugsstellen (Wegfall Operation
Unsichere Zukunft – Wirksamkeit 2007
und 2008) zu ergänzen. Darüber hinaus
sind ca. 250 Vollzugsstellen mit Ange-
stellten (Wachpolizei) fehlbesetzt.

Die Absichtserklärung im Regie-
rungsprogramm bedeutet für die

hessische Polizei ein Minus 
von 968 Stellen

Auch die ständige Beteuerung, dass
gegenüber dem Jahr 1999 die Polizei
mehr Beschäftigte habe, kann so nicht
stimmen. Wer Plansstellen streicht, der
reduziert dadurch  Personal; es sei denn,
dass Planstellen mehrfach besetzt sind. 

Als Ergebnis der jetzigen Sicherheits-
politik schieben die Polizeibeschäftigten
in Hessen mehr als zwei Millionen Über-
stunden vor sich her! Tendenz steigend!
Dies ist ein deutliches Eingeständnis für
den Personalmangel bei der hessischen
Polizei.

Dieser Operation „Unsichere Zu-
kunft“ ist es auch zu „verdanken“, dass in
der Polizeiverwaltung nachhaltig Perso-

nal abgebaut wurde. Nach wie vor muss
aber auch dort die Arbeit gemacht wer-
den. Daher ist es nicht verwunderlich,
dass Behördenleiter die „Lücken“ mit
Vollzugsbeamten schließen müssen.
Letztendlich hat der Schichtdienst, also
die Basisdienstellen in der Fläche, die Be-
lastung zu tragen. Die Personalstärken
werden immer geringer, die Einsatzbe -
lastung immer höher. 

Der Landesrechnungshof  hat die Kri-
tik der GdP bestätigt. In seinem Bericht
heißt es: „Der Rechnungshof hat die
Auffassung vertreten, dass der Einsatz
von uneingeschränkt dienstfähigen Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und -beamten für
Verwaltungsleistungen nicht deren qua-
lifizierter Ausbildung für polizeiliche
Fachaufgaben Rechnung trägt und nicht
der Zielsetzung der Landesregierung ent-
spricht, die einen bürgernahen Einsatz
von Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amten verstärken will.“

Damit Stellenstreichungen nicht auf-
fallen, werden Strukturveränderungen
bei den Polizeidienststellen vorgenom-
men. Polizeistationen und Reviere, die
gestern noch Rund um die Uhr besetzt
waren, sind mangels Personal ab morgen
vielleicht nur noch mit wenigen Polizis -
ten tagsüber besetzt. Da der bürgernahe
Einsatz der Polizei durch diese Entwick-
lung und den Einsparmaßnahmen der

Landesregierung nicht mehr im ge-
wünschten Umfang vorhanden ist, ver-
sucht man seitens der Landesregierung
das Problem irgendwie „in den Griff zu
bekommen“. 

Der Rückzug der Polizei soll durch ei-
ne „Laienpolizei“, die als Ersatz und
nicht als Ergänzung zu sehen ist, ver-
schleiert werden. Eine schleichende Ent-
professionalisierung der inneren Sicher-
heit ist die Folge. Bemerkenswert ist die
Feststellung im Gesetzentwurf der CDU
zum Freiwilligen Polizeidienst, dass die
Polizei  „gewisse Bereiche nicht im ge-
wünschten Ausmaß betreuen konnte“
und „der Freiwillige Polizeidienst dies
mit einer Präsenzerhöhung kompensiert
habe.“

Rechtliche Voraussetzungen und tech-
nische Ausrüstung sind zweifelsfrei we-
sentliche Grundlagen für die Bewältigung
der ständig wachsenden Herausforderun-
gen im Bereich der Polizeiarbeit. Das al-
lein reicht aber nicht aus. Ohne Personal
sind die besten Gesetze und die beste
Technik wenig wert und längst haben Si-
cherheitsexperten aus allen gesellschaftli-
chen Bereichen und Politiker der meisten
Parteien erkannt, dass die Polizei über ein
erhebliches Vollzugsdefizit verfügt.

Eine Sicherheitspolitik, die nach ge-
wohnten politischen Strickmustern
Schwankungen unterworfen ist, indem
unmittelbar nach der Landtagswahl bei
der Polizei knallharte Sparsanktionen of-
fenbart werden und kurz vor der Land-
tagswahl dem geneigten Wähler das
Blaue vom Himmel versprochen wird,
haben wir schon einmal erlebt. Den Bür-
gerinnen und Bürgern in unserem Land
sollte die Wahrheit nicht vorenthalten
werden.

GdP bittet Hessens Bürgerinnen und
Bürger um Unterstützung

LANDESJOURNALHessen

UNTERSCHRIFTENAKTION

Wiesbaden. Die GdP informiert über die Per-
sonallage.
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Die Gewerkschaft der Polizei hat sich,
parallel zum Beamtenrechtsreformpro-
zess in Hessen, mit klaren Strukturen
zum Laufbahnrecht positioniert. Pensi-
onsgrenze, Faktorisierung besonders be-
lastende Polizeiarbeit und Funktionsbe-
schreibungen bilden die Schwerpunkte
unserer Kolleginnen und Kollegen. 

Auf der Beiratssitzung am 25. Oktober
2007 in Wissmar wurden die Grundstruk-
turen einer hessischen Reform des Be-
amtenrechts vorgestellt, beraten und be-
schlossen.

Mit dem Rückenwind von 12 000 Mit-
gliedern werden wir den Reformprozess
in Hessen ausschließlich im Interesse un-
serer Kolleginnen und Kollegen beglei-
ten. 

Frage der Lebensarbeitszeit
steht für die GdP nicht auf dem

Prüfstand

In der Frage der Lebensarbeitszeit ori-
entiert sich die GdP an der Lebens- und
Arbeitswirklichkeit unserer Kolleginnen
und Kollegen. Der Polizeiberuf stellt in
vielen Bereichen für viele über Jahrzehn-
te hinweg eine außergewöhnliche, kör-
perliche und psychische Belastung dar.
Dieser hat man in der Vergangenheit –
und muss man auch in der Zukunft – mit
einer besonderen Altersgrenze Rech-
nung tragen. 

60 Jahre sind genug!

Faktorisierung besonders
belastender Polizeiarbeit

Die GdP favorisiert ein Faktorisie-
rungsmodell, welches besonders belas -
tende Polizeiarbeit in allen Bereich indi-
viduell berücksichtigt. Durch variable
Berechnung der Arbeitszeit können sich
unterschiedliche Pensiongrenzen, gemes-
sen an den besonderen Belastungen, er-
geben.

Flexible Arbeitszeiten –
alle können profitieren

Bei der Frage nach flexibler Arbeits-
zeitgestaltung hat die GdP nicht nur
Schicht- und Wechseldienst, Tagdienst
und andere Arbeitszeitmodelle im Fokus. 
Die freiwillige Gestaltung der Lebensar-

beitszeit, mit einer Öffnung über die 60
Jahre hinaus, kann nur in Verbindung mit
einer möglichen Verkürzung – z. B. durch
Altersteilzeit – stehen, unter gleichzeiti-
ger Zementierung der Pensionsgrenze
bei 60 Jahren.

Beurteilungen – „Stein der
Weisen“ noch nicht gefunden

Die Einführung von landesweit glei-
chen Beurteilungsrichtlinien hat die GdP
vehement gefordert und deren Entwick-
lung in den vergangenen Monaten in al-
len Bereichen inhaltlich begleitet.

Die Quotenregelung lehnt die GdP in
diesem Zusammenhang ab. Die Erfor-
dernis eines langfristigen Personalent-
wicklungskonzeptes ist zwingend. In die-
sem Zusammenhang lehnt die GdP an-
lassbezogene Beurteilungen ebenfalls ab
und favorisiert eine sogenannte „Progno-
se der Eignung“.

In der Folge muss man sich mit der
Struktur der Beförderungsämter im ge-
hobenen und höheren Dienst auseinan-
dersetzen.

Funktionsbeschreibungen –
keine Denkverbote für die GdP

Nach dem Studium starten unsere Kol-
leginnen und Kollegen in die praktische
Polizeiarbeit als Sachbearbeiterinnen
und Sachbearbeiter. Mit einem beglei-
tenden Laufbahnverlaufsmodell steht ih-
nen im Rahmen einer Breitenregelung
mit der A 9 beginnend, die Tür bis in die
A 11 offen.

Vom DGL, über EGL/SGL, K/L bis zu
den Zugführern stehen die Besoldungs-
ämter A11 bis A13 zur Verfügung.

Dienststellen- und Kommissariatslei-
ter sowie Hundertschaftsführer werden
auf festen A-13- und A-14-Stellen ge-
führt.

In einem Zeitrahmen von fünf Jahren
will die GdP 30 Prozent unserer Kollegin-
nen und Kollegen in Führungspositionen
im Besoldungsbereich von A 11 bis A 13
ansiedeln (aktuell 21,98 Prozent). Beglei-
tet wird das Konzept mit jährlich nach-
vollziehbaren Entwicklungsschritten.
Der Abbau der überproportional vor-
handenen Besoldungsämter A 10 mit ei-
ner deutlichen Öffnung hin zur A 11 ist
hierbei nur eines der Handlungsfelder. 

Der derzeitige Stellenanteil von 2,73
Prozent in der A 13 wird nach diesem

Verlaufsmodell im Jahre 2012 auf 4 Pro-
zent angewachsen sein.

Der Stellenanteil in der A 9 wird sich
von 2008 bis 2012 von 18,57 auf rund 22
Prozent erhöhen, im Gegenzug reduziert
sich der Stellenteil in der A 10 von derzeit
59,45 Prozent auf 48 Prozent zu Gunsten
der nachfolgenden Beförderungsämter
mit Schwerpunkt A 11.

Versorgung nicht aus den Augen
verloren

Bei allen Bemühungen, die Strukturen
der „aktiven Polizei“ verändern zu wol-
len, haben wir den Versorgungsbereich
nicht aus den Augen verloren.

Hochaktuell ist die Frage der Ruhege-
haltsfähigkeit der Polizeizulage. Derzeit
zieht sich die Politik nach druckvoller
Aufforderung durch die GdP auf die
Aussage zurück, dass für eine diesbezüg-
liche Regelung ein Gesetz erforderlich
ist.

Dass Beihilfe und Sonderzahlungen
beibehalten werden und keine weiteren
Absenkungen der Versorgungsbezüge
erfolgen dürfen, ist gewerkschaftliche
Grundforderung und thematischer
Schwerpunkt im Beamtenreformprozess
hier in Hessen.

Beamtenrechtsreform
konstruktiv begleiten

Die GdP ist mit einem zukunftsfähigen
Konzept bestens aufgestellt. In den ein-
zelnen Arbeitsgruppen innerhalb des Be-
amtenrechtsreformprozesses sind wir en-
gagiert und kämpfen hier um die Akzep-
tanz und Anerkennung gewerkschaftli-
cher Forderungen. Dass diese Forderun-
gen ihre Berechtigung haben, sehen wir
derzeit deutlich in den einzelnen Arbeits-
gruppen zur Beamtenreform. Hier wird
laut über den Wegfall der Stellenzulage
oder einer weiteren Kürzung des Weih-
nachtsgeldes als Einsparpotenzial zur
Refinanzierung von Leistungsprämien
nachgedacht. Gerade in diesem Punkt
wurde in den Protokollen der Arbeits-
gruppen festgehalten, dass die GdP der
Einführung leistungsbezogener Zuwen-
dungen widerspricht. Vielmehr muss
man mehr Höhergruppierungsmöglich-
keiten im Tarifbereich schaffen, um de-
ren qualifizierte Arbeit für die Polizei
mehr Anerkennung zu verschaffen.

Lothar Hölzgen

GdP hat klar strukturierte Vorstellungen

LANDESJOURNAL Hessen

BEAMTENRECHTSREFORM
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Mit großem Erfolg hat die Frauenna-
tionalmannschaft des Deutschen Fußball
Bundes (DFB) die diesjährigen Fußball-
Weltmeisterschaft im Frauenfußball ab-
geschlossen. Titelverteidigung geschafft,
Ziel erreicht – so könnte die kurze Zu-
sammenfassung lauten. Möglich wurde
dies, so sagt Sandra Smisek, Frauenfuß-
ballnationalspielerin, Weltmeisterin 2007
und GdP-Mitglied, im Gespräch, aber
auch Dank der großen Unterstützung des
Mannes an der DFB-Spitze.

„Dank der unermüdlichen Unterstüt-
zung von DFB-Präsidenten Theo Zwan-
ziger konnten wir uns auf die Spiele kon-
zentrieren und die Weltmeisterschaft
2007 in Peking gewinnen!“

Viel schöner und vielleicht auch nicht
kürzer als Sandra kann man es kaum zu-
sammenfassen, wenn Erfolg durch Team-
arbeit zustande kommt. Ob „Du stärkst
das wir“ oder „Wir wollen, dass was pas-
siert“ – Erfolge gelingen am besten ge-
meinsam, ohne Vorbehalte und mit ver-
einten Kräften.

Wir als Kollegen der Jungen Gruppe
sind nun auch ein bisschen stolz auf unse-
re Weltmeisterin und haben Sandra ge-
meinsam mit der Frauengruppe zu einem
Besuch auf unsere Geschäftsstelle in
Wiesbaden eingeladen. Dort wurde San-
dra das durch die Bundesfrauenvorsit-
zende Sandra Temmen (HBPP) für die

Nationalspielerinnen und den Trainer-
stab vorbereitete GdP-Präsent in Form
eines Radio-Teddybären überreicht. 

Die Beglückwünschung und Überrei-
chung der Präsente erfolgte durch den
Landesvorsitzenden Jörg Bruchmüller
und den stellvertretenden Landesjugend-
vorsitzenden Antonio Pedron. 

Im Gegensatz zu Fußball haben hand-
werkliche Heimarbeiten so ihre Tücken –
wie Sandras Arm anzusehen ist. Für den
Abtransport der Präsente war aber den-
noch gesorgt, ein guter Freund von San-
dra, Polizeikommissar-Anwärter und
GdP-Mitglied Nico Hosang, sorgte für

den sicheren Transport aller Präsente.
Bis zur WM 2011 wird Sandra auf alle
Fälle wieder genesen sein, ob wir sie dann
erneut im Fußballtrikot der deutschen
Nationalmannschaft, oder doch eher in
Uniform beim Einsatz sehen werden, ist
vielleicht noch ein bisschen zu früh ge-
fragt. Auf jeden Fall wird sie unser Team
auch zu diesem Zeitpunkt bereichern.
Momentan studiert die Polizeikommis-
sar-Anwärterin an der VFH in Wiesba-
den und befindet sich derzeit im anstren-
genden Hauptstudium I.

Antonio Pedron
JUNGE GRUPPE

Glückwünsche für eine Weltmeisterin
aus den eigenen Reihen

LANDESJOURNALHessen

JUNGE GRUPPE/FRAUENGRUPPE

Antonio Pedron
(links) gratuliert im
Beisein von Lan-
desvorsitzender
Jörg Bruchmüller
(rechts) der Frau-
enfußballnational-
spielerin Sandra
Smisek (Bildmitte),
Weltmeisterin
2007 und GdP-Mit-
glied, zum Titelge-
winn.

KOMMENTAR

Was kostet die Polizei bei Einsätzen in
Fußballstadien?

Sollen die Vereine zur Kasse gebeten werden?

Die FIFA Fußballweltmeisterschaft in
Deutschland ist lange vorbei. Vorbei auch
die farbenfrohen Spiele in den Arenen und
in den Public-Viewing-Bereichen, wo die
Fans aller Länder friedlich feierten.

Nahezu jeden Montag ist, nach den wo-
chenendlichen Fußballspielen in der ersten
und zweiten Bundesliga, immer häufiger

aber auch bis hinunter in die vierte Liga in
den Printmedien zu lesen: 

„Der Gewalt im Fußballstadion
konnte nur mit einem massivem
Polizeiaufgebot begegnet wer-
den“. Oder: „Chaoten, Randalie-
rer, Hooligans oder schlicht Kri-

minelle – sie haben dafür ge-
sorgt, dass der Fußball-Osten in
Verruf geraten ist, dass ihm das
Image anhaftet, fremdenfeind-
lich und gewaltbereit zu sein“.

Fortsetzung auf Seite 8
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Da fragen sich nicht nur Steuerzahler,
warum die Vereine nicht zur Kasse gebeten
werden. 

Auch die zunehmende Arbeitsbelastung
der Polizeibeamtinnen und -beamten steigt,
wenn sogar viertklassige Vereine auf Grund
deren Fankultur, oder besser Fanunkultur,
regelmäßig mit Einsätzen geschlossener
Einheiten begegnet werden muss. Ganz zu
schweigen von den Vorplanungen dieser
Einsätze: Mehr Polizei gegen gewaltbereite
Fans als einziges Mittel?

Hooligans, Gewalttäter, Kriminelle, auch
Menschen, die mangelnde Perspektiven ha-
ben, gehören zur klassischen Klientel, die
zu Gewalt greifen. Alkohol spielt dabei eine
ungeheure große Rolle.

Seit sich die Sicherheitsrisiken in dritten
oder viertklassigen Ligen verschoben ha-
ben, sind mehr denn je die Landesfußball-
verbände und der Deutsche Fußball Bund
gefragt, entsprechende Sicherheitskonzep-
tionen aufzulegen, natürlich im Einver -
nehmen mit der zuständigen Polizei. Aber
in erster Linie sind die Vereine in der
Pflicht. Beispielsweise durch bauliche Maß-
nahmen die vorhandenen Sicherheitsein-
richtungen anzupassen oder gar erst zu er-
richten.

Auch die Thematik des Alkoholkonsums
in und um die Stadien muss entschlossener
denn je begegnet werden. Auslöser vieler

Gewalttaten ist übermäßiger Alkoholkon-
sum.

Nach den Vorfällen in Dresden, beim
Landesligaspiel Dresden gegen Lok. Leip-
zig, kam es zu schweren Ausschreitungen,
hat nunmehr die sächsische Landesregie-
rung begonnen, initiativ zu werden. Immer-
hin waren 1300 Polizeibeamtinnen und -be-
amte im Einsatz. Wie zu hören ist, wird ge-
rade an einer Musterpolizeiverordnung
Fußball gearbeitet.

Ein  Ministeriumssprecher  macht deut-
lich: „. . . Darin beinhaltet sind Auflagen,
von Alkoholverbot angefangen bis zum
Verbot, rassistisches Liedgut zu singen . . .“.

Sollten aus Verfehlungen Polizeieinsätze
notwendig werden, ist eine Kostenpflicht für
die Vereine vorgesehen.

Der DFB indes interpretiert die Vor-
schläge anders. Es soll aus Sicht des DFB
bei Verfehlungen der Vereine, beispielswei-
se bei Auflagen, Ordnungswidrigkeiten ge-
ahndet werden können. Der GdP-Bundes-
vorsitzende Konrad Freiberg sagte dazu:
„In der Praxis wird das schwierig werden,
aus der heutigen Gesetzeslage den Vereinen
die Kosten aufzubrummen. Viele Vereine
haben das Geld nicht“. 

International wird dem Phänomen Ge-
walt in Fußballstadien bereits begegnet: In
Italien z. B. mussten sich bereits Teams vor
leeren Rängen duellieren, weil Aufrührer
zuvor einen geordneten Verlauf der Begeg-
nungen unmöglich gemacht hatten.

Wie viel der Fußballeinsatz die Steuer-
zahler aber dann exakt kostet, mit der Frage
tut man sich in den Innenministerien der
Länder schwer. Der Pressesprecher im
sächsischen Innenministerium erklärt es so:
„Den Beamten wird ein einheitliches Gehalt
gezahlt, egal ob sie im Revier sind, eine Ver-
kehrskontrolle machen oder eben ein Fuß-
ballspiel absichern. Wir müssen diese Stun-
den zahlen – egal, wo sie geleistet werden.“

Was tut der DFB?
Bei einem Krisengipfel in Frank-

furt/Main verständigten sich DFB-Präsi-
dent und der Ligaverbands-Präsident auf
einen massiven Kampf gegen Gewalt,
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus. „Wir
wollen einen Fußball, in dem diese Dinge
keinen Platz haben“, sagte Zwanziger.

Mit Hilfe der gemeinsamen Task Force
soll künftig das Informations- und Kommu-
nikationssystem effektiver als bisher gestal-
tet werden. 

Zudem plant der DFB neben der bereits
beschlossenen Berufung eines profilierten
Integrationsbeauftragten auch die Einstel-
lung eines hauptamtlichen Sicherheitsbeauf-
tragten. Dieser Vorschlag soll bei der nächs -
ten Präsidiumssitzung am 30. November
eingebracht werden.

Nach Auskunft von DFB-Generalsekre-
tär Schmidt gibt es im Umfeld des deutschen
Fußballs 11 000 gewaltbereite Personen.
Die Diskussion ist eröffnet!

GdP / jm
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BEIHILFE EHRUNGEN

Die GdP hat in zahlreichen Gesprä-
chen auf die zu langen Wartezeiten bei
der Beihilfesachbearbeitung hingewie-
sen. Darüber hinaus wurde die Thematik
über den Hautpersonalrat der Polizei be-
gleitet. 

Es war zwischenzeitlich nicht mehr
hinnehmbar, dass vierstellige Beträge
über Wochen nicht die Empfänger er-
reichten. 

Mittlerweile sind Rückstände aufgear-
beitet und die Wartezeiten erheblich re-
duziert. 

GdP – wir kümmern uns drum.

Beharrlichkeit
zahlt sich aus!

25-jähriges
 Gewerkschaftsjubiläum

Iris Sohnemann
Kreisgruppe Groß-Gerau
Udo Dlugos
Kreisgruppe PASt Baunatal

40-jähriges
 Gewerkschaftsjubiläum

Peter Noack
Hubert Kranz
Gerd Köllner
Kreisgruppe Groß-Gerau

50-jähriges
 Gewerkschaftsjubiläum

Julius Kurnoth
Rudolf Köbel
Kreisgruppe Groß-Gerau 
Klaus Büttner

Richard Knörzer
Kreisgruppe HLKA

60-jähriges
 Gewerkschaftsjubiläum

Werner Blaudow 
Kreisgruppe HLKA

Heinrich Rauschenberg
Kreisgruppe Melsungen
Otto Jung
Kreisgruppe Limburg/Weilburg
Anton Markus Seipel
Kreisgruppe Fulda
Heinz Werner Klößner
Kreisgruppe Main-Kinzig
Bruno Berger
Kreisgruppe Gießen-Wetzlar

ES VERSTARBEN


